
Für das Nachschlagewerk l 
Nicht fü r die Amtliche Sammlung ! 2365 037

Gesetz* GrundG.Art 34; BGB § 839? Preuß.Staatshaftungsges.
§ 7; Reiohsbeamtenhaftungsges. § 7 .<\f

Rechtssatz* Es wird gegenüber den in  NJW 1955» 99 erhobenen Be­
denken an der Rechtsprechung (BGHZ 13, 241 = NJW 1954 
1283) festgehalten , daß die Bestimmung in  § 7 des 
Preußischen Staatshaftungsgesetzes vom 1. August 
1909 und in  § 7 des Gesetzes über die Haftung des 
Reiches fü r seine Beamten vom 22. Mai 1910, wonach 
Angehörigen ausländischer Staaten ein Amtshaftungs- s 
anspruch gegen den Staat (oder das Reich) nur in - 
soweit zusteht, a ls  nach einer in  der Preußischen 
Gesetzsammlung bezw im R eichsgesetzblatt enthaltenen 
Bekanntmachung die Gegenseitigkeit verbürgt i s t ,  
auch unter dem Grundgesetz ihre  Geltung behalten hat * 
(entschieden fü r Belgien). &

Aktenzeichen* I I I  ZR 48/55 
TJrt des BGH v. 1. Oktober 1956
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Verkündet am 10 Oktober 1956 
d ieser, Ju s tiz a n g e s te llte r  
a ls  Urkunde beamter der Ge­
sc h ä ftss te lle

Im  N a m e n  d e s  V o l k e s  
ln  den R ech tsstre it

1 .
2 o
5«

der Frau Hilde 
der Luselle G
der Nicola C geboren am___ __ _ ^ , gcuuicu am 1936.
se tz lich  v e rtre ten  d u rc^ ih re  Mutter, Frau H ilde Cl 
sämtlich wohnhaft in  Bezirk BflBB, S|

:e-

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger,
-  ProzeßbevollmächtigtersRechtsanwalt Br«

gegen

das Land Niedersachsen, vertre ten  durch den Regierungsprä­
sidenten in  Stade,

Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten,
-  Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt P ro f. Br:

hat der I I I .  Z iv ilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche  Verhandlung vom 1. Oktober 1956 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Prof. Br. Geiger sowie der Bundesrichter 
Br, Pagendarm, Br. Weber, Br. Kreft und‘Br. Beyer

fü r Recht erkannts

Die Revision der Kläger gegen das U rte il des 
3c Z ivilsenats des Oberlandesgerichts in  Celle vom 
12. Januar 1955 wird .zurUekgewiesen*

Bie Kosten der Revision werden den Klägern 
a u fe rle g t,

Von Rechts wegen
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Der im Laufe dieses von ihm anhängig gemachten Rechts­
s t r e i t s  verstorbene Ehemann der nunmehrigen Klägerin zu 1 
und Vater der Klägerinnen zu 2 und 3 war der'Kaufmann 
Friedrich CflU» im folgenden kurz a ls  11 der Kläger” be­
zeichnet. Er war belgischer Staatsangehöriger und bewohnte 
mit seiner Familie ein Einfamilienhaus in  Worpswede:

Am 8 . Juni 1946 (Pfingstsonnabend) wurde bei dem Klä­
ger von einem Kommando, das aus M itgliedern des B ritischen 
Geheim dienst es und aus deutschen Kriminalbeamten bestand, 
eine Haussuchung durchgeführt. Der Kläger se lb s t, der 
kurze Zeit vorher b e re its  wegen des Verdachts, im Besitze 
unerlaubter, insbesondere ab lieferungspflich tiger Gegen­
stände zu sein , einige Tage verhafte t war, wurde erneut 
in  Haft genommen und sogleich abgeführt. Bei der zugleich 
begonnenen und auf das ganze Haus erstreckten  Durchsuchung 
t e i l t e  sich* das Kommando in  der Weise, daß der Geheim­
dienst der Besatzungsmacht die Durchsuchung nach p o l i t i ­
schem M aterial vornahm, während die deutschen Polizeibeam­
ten nach angeblich gehorteten W irtschaftsgütern fahndeten. 
Im Zuge der Suche nach derartigen Gegenständen wurden um­
fangreiche Sachgüter beschlagnahmt und von den deutschen ‘ 
Beamten unter dem Befehl des damaligen Polizeileutnants 
Guldan einstweilen in  den L uftschutzkeller des Hauses 
geschafft, der nach Abschlu3|.4KvDurchsuchung plombiert 
wurde. 10 Tage später, (18. wurde ein Bestands­
verzeichnis auf genommen'.

Am 27. Februar 1947» a ls  der. Kläger sich bere its  wie­
der auf freiem Fuß befand, wurde der plombierte K eller ge­
öffnet und das beschlagnahmte Gut durch die zuständige 
D ienstste lle  der deutschen Kriminalpolizei an den Kläger 
zurückgegeben. Dieser bem ängelt!^ '.a * das Fehlen eines aus
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v ie r Teilen bestehenden wertvollen Schmuckes (B rillan t­
gehänge, P la tin rin g  mit Saphir und B rillan ten , goldener 
Ring mit Smaragd und B rillan ten , S o l i tä r ) . Br wollte 
diesen Schmuck von einer Brau BflHHB im Jahre 1943 zur 
Aufbewahrung übernommen und in  einer Zigarrendose in  einem 
Schrank seines Schlaf- und Arbeitszimmers aufbewahrt haben. 
Nach seiner Auffassung mußte der Schmuck mit dieser Bose 
zusammen -  eine Bose solcher Art wurde le e r  im Kellerraum 
vorgefunden -  asse rv ie rt gewesen seine

In dem Bestandsverzeichnis vom 18. Juni 1946 war der 
Schmuck nicht aufgeführt. Bemühungen, seinen Verbleib zu 
klären, sche ite rten . Ermittlungsverfahren, die gegen die 
b e te ilig ten  Polizeibeamten und auch.gegen den Kläger se lbst 
wegen Diebstahls und Unterschlagung durchgeführt wurden, 
wurden mangels Beweises e in g e s te llt .

Anfang. Januar 1949 erhob Brau PBHHB Klage gegen den 
Kläger auf Zahlung von Schadensersatz in  Höhe von 21 550 DM 
wegen der Nichtrückgabe des Schmuckes .(3 0 6/49 DG Verden), 
Dieser R ech tsstre it .wurde durch einen Vergleich beigelegt, 
in  dem sich der Kläger und damalige Beklagte zur Zahlung 
einer Abgeltungssumme von 8500 DM an Brau BBBBI ver­
p f lic h te te . Diese t r a t  ih re rse its  dem Kläger in  einer Ur­
kunde vom 8 . April 1951 ihre sämtlichen Ansprüche gegen 
D ritte  aus dem Verlust des Schmuckes ab.

Nunmehr verlangt der Kläger aus eigenem und abgetretenem 
Recht der Brau von dem beklagten Dand Schadenser­
satz insbesondere' fü r den Verlust des Schmuckes (angeb­
lic h e r  Wert 21 550 DM). Br hat daneben noch Ersatz fü r 
den Verlust anderer h ie r n ich t in teressierender Gegenstände, 
die ebenfalls mit asöerv iert gewesen sein  so llen , gefordert 
und vor dem Landgericht beantragt, das beklagte Land zur 
Zahlung von insgesamt 25 260 DM nebst Zinsen zu v eru rte ilen .
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Das beklagte Land, das um Abweisung der Klage gebeten 
hat, hat seine Sachverpflichtung (Passivlegitim ation) ge­
leugnet, das Vorhandensein der vom Kläger vermißten Ge­
genstände jedenfalls  fü r den Ort und den Zeitpunkt der 
Durchsuchung b e s tr i t te n  und jedwede Pflich tverletzung auf 
Seiten der b e te il ig t  gewesenen Beamten in  Abrede g es te llte  
Es hat ferner geltend gemacht, daß der Kläger fü r den Ver­
lu s t des Schmuckes, wenn überhaupt, dann led ig lich  den Be­
trag  der .an Prau P f lH p  gezahlten Abgeltungssumme von 
8500 DM beanspruchen könne. Gegenüber dem Amt shaft ungsan- 
spruch hat das beklagte Land sch ließ lich  auch die Einrede 
der Verjährung erhoben.

Das Landgericht hat durch T e ilu r te il die Klage h in sich t­
lic h  eines Teilbetrages von 21 550 DM (Wertersatz fü r den 
Schmuck) abgewiesen; das Qberlandesgericht hat die Beru­
fung des Klägers nach umfangreicher Beweisaufnahme zurück­
gewiesen»

Mit der Revision verfolgen die Rechtsnachfolger des 
Klägers den von den f o rinstanzen abgewiesenen Ersatzanspruch 
w eiter. Das beklagte Land b i t te t  um Zurückweisung der Revi­
sion. " *

Ent se^eidungsgründe §

I .  Das Berufungsgerieht geht zutreffend davon aus, daß 
a ls  Rechtsgrundlage fü r den Klageanspruch einmal die Be­
stimmungen des § 839 BGB in  Verbindung mit Art 131 WeimVerf 
( je tz t  Art 34 GrundG) über die Amt shaft üng und zum anderen 
das R ech tsinstitu t der sog. Ö ffentlich-rechtlichen Verwah­
rung in  Betracht kommen. Das Berufungsgericht hat w eiter mit 
Recht angenommen, daß im Blick auf beide Anspruchsgrund­
lagen die Passivlegitim ation des beklagten Landes -  nachdem 
dieses auf Grund §§ 65 Abs 2, 69 des Gesetzes Über die 
ö ffen tliche S icherheit und Ordnung vom 21 .März 1951 (GVB1 
Nds 1951, 79) die Verbindlichkeiten der früheren Polizeiaus-
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schüsse und auch die zwischen dem 9 , Mai 1945 und der 
Bildung djär Polizeiausschuöse! ehfcstandenen:bc)hs*bigen - 
mögehäreChtlichen' yei*bindlibhkeiten’ der! Polizei über­
nommen--hat i -  grundsätzlich zu bejahen ist*

e r-

II» Amt shaft ungsans p rüc heg

1, Nach der Auffassung des Berufungsgerichts konnte 
der Kläger Amtshaftungsansprüche gegen das beklagte Land 
nicht geltend machen, weil er ausschließlich  die belgische 
Staatsangehörigkeit besessen habe und mit Belgien die Ge­
genseitigkeit fü r Amtshaftungsansprüche im Sinne des Preuß 
sehen Staatshaftungsgesetzes vom 1. August 1909 - GS 691 - 
(ebenso § 7 des Gesetzes über die Haftung des Reiches fü r 
seine Beamten vom 22. Mai 1910 -  RGBl .798 -) niclrc ver­
bürgt s e i .

Demgegenüber macht die Revision geltend: Ebenso wie 
fü r den Pall der Anerkennung der U rte ile  ausländischer 
Gerichte dem Erfordernis der Verbürgung der Gegenseitiglcei 
(§ 528 Abs 1 Nr 5 ZPO) durch den Nachweis einer entspreche 
den feststehenden Staatspraxis genügt werde, müsse es 
auch im Rahmen der vorgenannten Haftungsgesetze genügen, 
wenn die Gegenseitigkeit p raktisch  geübt werde« Es hätte  
deshalb dem in  der Tatsacheninstanz' g e s te llte n  Antrag 
des Klägers entsprechend über diese ta tsäch liche Übung 
eine Auskunft des belgischen Generalkonsulats in  Hamburg 
eingeholt werden müssen.

Das i s t  jedoch nicht r ic h tig . Zunächst i s t  dazu zu 
bemerken, daß die Bestimmungen der in  Rede stehenden Haf­
tungsgesetze auch je tz t  noch Geltung zu beanspruchen haben 
(BGHZ 15, 241 « NJW 1954, 1285). Die gegen diese Auffas­
sung in NJW 1955, 99 erhobenen Bedenken sind unbegründet: 
Die gesetzliche Regelung, daß einem Ausländer gegenüber 
eine Haftung des Staates an s te lle  seiner Beamten nur dann 
e in t r i t t ,  wenn, insoweit die Gegenseitigkeit verbürgt i s t ,  
verstößt nicht gegen den in  Art 5 GrundG normierten Gleich
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heitsgrundsatz. Dieser Grundsatz verlangt keineswegs 
eine völlige G leichstellung von Deutschen und Ausländern 
im innerstaa tlichen  Recht. Wenn in  der h ie r zur Erörterung 
stehenden Präge vom Gesetz eine unterschiedliche Behand­
lung von Deutschen und Ausländern vorgesehen i s t ,  dann 
werden mit d ieser -  einer im in ternationalen  Recht s e it  
langem bestehenden Übung entsprechenden -  Regelung n icht 
gleiche Tatbestände unterschiedlich  geregelt; es handelt 
sich vielmehr um die gesetzliche Regelung verschiedener 
Tatbestände. Deshalb verursacht die Anwendung dieser Be­
stimmung auch keine wUngerechtigkeit oder ungleiche Be­
handlung" von Ausländern im Sinne des Art I I  des K ontroll- 
ratsgesetzes Kr 1. -  Ob das Preußische Gesetz vom 1. August 
1909 Bundesrecht geworden i s t  öder n ich t, i s t  unerheblich. 
Jedenfalls g i l t  es in  den früher 2U Pr eußen gehörigen Ge­
bieten a ls  Landesrecht w eiter. -  Die Portgeltung der in 
Rede stehenden Gesetze i s t  vom Reichsgericht nicht ent­
scheidend aus der Bestimmung des Art 131 Abs 2 WeimVerf her­
g e le ite t worden, sondern daraus, daß nach Abs 1 aaO die 
Staatshaftung nur "grundsätzlich" besteh t, daß aber dieser 
Grundsatz, wie aus Abs 2 aaO e rh e lle , Ausnahmen zu läss t.
Diese Bestimmung wird also vom Reichsgericht nur zur Bestä­
tigung dafür herangezogen, daß in  Abs 1 led ig lich  ein 
Ausnahmen zulassender Grundsatz a u fg e s te llt  worden i s t  
(RGZ 128, 239; BGHZ 9, 290). Im übrigen hat der Senat mehr­
fach in  Übereinstimmung mit der fa s t  einhelligen  Auffassung 
in  der Rechtslehre entschieden, daß Art 34 GtrundG in h a lt­
lic h  mit Art 131 WeimVerf übereinstimmt und diese Bestimmung 
weder einschränkt noch erw eitert.

Pür die Auslegung der in  Rede stehenden Hajtungsgesetze 
verb ie te t sich  entgegen der Auffassung der Revision eine 
Heranziehung der zu § 328 Abs 1 I r  5 ZPO entwickelten Rechts­
grundsätze schon nach dem Gesetzeswortlaut. In der l e tz t -



genannten Bestimmung wird led ig lich  gefo rdert, daß die j! 
Gegenseitigkeit verbürgt i s t ,  ohne daß etwas darüber be- * 
stimmt i s t ,  in  welcher Weise dies geschehen sein muß»
In den Haftungsgesetzen hingegen i s t  ausdrücklich bestimmt,** 
daß die Gegenseitigkeit entweder durch die Gesetzgebung 
des ausländischen Staates oder durch S taatsvertrag  ver- 5 
bürgt und eine entsprechende Bekanntmachung erfo lg t sein ; 
muß. Beslialb kann daraus, daß man im Rahmen des § 328 ZPO * 
eine feststehende Handhabung der Gegenseitigkeit genügen I
läß t (vgl RG in  JW 1905, 87; Stein-Jonas-Schönke 18. Auf] j
Arm VIII B zu 3 328 ZPO), für die Fr age der Verbürgung 
der Gegenseitigkeit im Sinne der h ie r interessierenden \
Haftungsgesetze nichts h erg e le ite t werden. Im Rahmen die- j 
ser Bestimmungen wird vielmehr die Gegenseitigkeit e rs t !
dann beachtlich, wenn s ie  in  der angegebenen Weise ver- |
bürgt und dies durch entsprechende Bekanntmachung bestä- 
t ig t  worden i s t .  Bas Berufungsgericht hat also mit Recht 
den Bew eisantritt des Klägers über die  angebliche prak- 1 
tische  Übung der Gegenseitigkeit in  Belgien a ls  unerheb­
lic h  übergangen.'

. Bern vom Kläger gegen das beklagte Land erhobenen
%

Amtshaftungsanspruch steh t mithin entgegen, daß insoweit 
die Gegenseitigkeit in  Belgien n ich t in  den in  den <
Haftungsgesetzen bestimmten Formen verbürgt i s t .  |

An dieser Rechtslage würde' sich auch dann nichts j
ändern, wenn die nunmehr nach dem Tode des Klägers *
in  den Prozeß eingetretenen Rechtsnachfolger (Witwe 
und Tächter) die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen ;
so llte n  und d ieser Umstand in  der Revisionsinstanz noch ; 
Berücksichtigung finden könnte. Hach dem Wortlaut der j
Haftungsgesetze s teh t dem Ausländer ein Ersatzanspruch U
nur insoweit zu, a ls  die Verbürgung der Gegenseitigkeit ?
in  der im Gesetz vorgesehenen Weise bekanntgemacht worden



i s t .  Daraus haben das Reichsgericht und der erkennende 
Senat geschlossen, daß der Anspruch fü r den Ausländer 
überhaupt noch nicht entstanden, zumindest noch nicht 
einklagbar i s t ,  solange es an einer die Verbürgung der 
Gegenseitigkeit bestätigenden Bekanntmachung fe h lt  (RGZ 
111, 294 ^ 9 5 7 ; 149, 83 /ß & i  BG-HZ 13, 241 ^ 4 ^ 7 ) .  Ton 
dieser Rechtsprechung abzugehen, besteht kein Anlaß. B il­
den danach Verbürgung der Gegenseitigkeit und entsprechende 
Bekanntmachung sach lich-rech tliche (m aterielle) Voraus­
setzungen fü r  den Klageanspruch und i s t  die Ausländereigen­
schaft des Klägers nicht led ig lich  ein Verfahrensrecht­
liches Hindernis fü r die Geltendmachung des Anspruchs, 
dann erg ib t sich daraus, daß dem auf Amtshaftung gestützten 
Klageanspruch auch dann noch der h ie r  in  Rede stehende 
Mangel entgegensteht, wenn der Anspruch durch*Erbfolge 
oder auf ändere Weise auf inländische Gläubiger überge­
gangen i s t . Denn dadurch wird an dem Anspruch se lb st 
sachlich n ich ts geändert und wird der während der Gläu­
bigerschaft des ursprünglich geschädigten Ausländers vor­
handene Mangel einer m ateriellen  Anspruchs voraus Setzung 
n icht behoben.

Amtshaftungsansprüche aus eigenem Recht des Klägers 
können sonach gegen das beklagte hand n icht geltend ge­
macht werden.

2. Soweit Amtshaftungsansprüche jedoch aus abgetrete­
nem Recht der Prau erhoben werden, kommen diesen
gegenüber die e rö rte rten  Bestimmungen der Haftungsgesetze 
n ich t zum Zuge. Diese Ansprache sind, wenn überhaupt, in  
der Person der Prau P f lO ^ g e g e n  das beklagte Band zur 
Entstehung gelangt. Sie wurden in  ih re r  Heöhtsnatur durch 
die Abtretung n ich t berührt,, und ih re r  Geltendmachung 
durch den Kläger a ls  Ausländer kann der Mangel der Verbür­
gung der G egenseitigkeit, der nach dem zuvor Gesagten 
nur fü r die frage der Entstehung dieses Anspruchs in  der 
Person eines Ausländers und n ich t fü r die frage der ver-



fahrensrechtlichen Geltendmachung von Bedeutung i s t ,  
n icht entgegengehalten werden (vgl die b e re its  ange­
führte Entscheidung des Reichsgerichts in  RGZ 111,
2 9 4 ^ 957).

a)< Bas Berufungsgericht hat jedoch Amtshaftungsan- 
sprüche der Frau aus anderen Gründen verneint s

Soweit Frau das Verschwinden ihres Schmuckes
auf eine fahrl ässige Amtspflichtverletzung seitens der 
Polizeibeamten zurückführen könnte, se i e.in Ersatzanspruch 
wegen der Möglichkeit anderweiter Ersatzerlangung (§ 839 
Abs lS a t z  2 BGB) nicht begründet. Denn s ie  habe E rsatz­
ansprüche gegen den Kläger aus dem‘Verwahrungs vertrag  
gehabt, Hilfsweise g r e i f e ‘die Verjährungseinrede durch.

Soweit den Polizeibeamten vorsätzliche Amtspflichtver- 
letzung gegenüber Frau vorzuwerfen gewesen wäre,
sei ein daraus herzuleitender Ersatzanspruch v e rjäh rt.

b) Bemgegenüber macht die Revision im einzelnen gel­
tend, daß eine anderweite Ersatzmöglichkeit fü r Frau F flp  
■ P  n ich t gegeben gewesen und Verjährung nicht eingetre­
ten se i.

c) Bie Revision kann jedoch mit diesen Angriffen im 
Ergebnis keinen Erfolg haben?

Soweit es um Ansprüche aus fah rläss ig e r Amtspflicht Ver­
letzung geht, kann dahinstehen, ob dem Berufungsgericht 
darin zu folgen i s t ,  daß diesen Ansprüchen einmal die 
vorhanden gewesene Möglichkeit anderweiter Ersatzerlangung 
(Ersatzansprüche der Frau gegen den Kläger) ent­
gegenstehe und daß davon abgesehen auch diesen Ansprüchen 
gegenüber die Einrede der Verjährung durchgreife. Es er­
g ibt sich  nämlich* b e re its  aus anderen Gründen, daß auf 
fah rlässige  Amtspflichtverletzung gestü tz te  Ansprüche aus 
dem abgetretenen Recht der Frau FMHM nicht .mit Erfolg 
geltend gemacht werden können, Eie gegen die Polizeibeam­
ten erhobenen Vorwürfe beziehen sich, soweit in  dem Verhalte®
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der Beamten eine fah rlässige  Amtspflicht Verletzung erb lick t 
werden könnte, nach dem Vortrag des Klägers aussch liesslich  auf 
Vorgänge, die sich nach dem Beginn der Durchsuchungsaktion 
am 80 Juni 1946 (PfingstSonnabend) zugetragen haben sollen«,
Im einzelnen gehen die Vorwurfe vor allem dahing Sficht- 
aufnahme eines Protokolls über die Durchsuchung, n ich t- 
ordnungsmäßiges Vorgehen bei der Beschlagnahme se lb st (un­
geordnete Stapelung der im Arbeitsraum des Klägers beschlag* * 
nahmten Sachen auf dem Bett und Heruntertragen in  Körben 
in  den L uftschutzkeller und die Garage), Aushändigung eines 
Schmuckstückes durch den an der Durchsuchung b e te il ig t  
gewesenen Zeugen SHBH . ah eine unbekannte weibliche Per­
son sowie Aushändigung anderer Gegenstände, Verlust der 
Akten der Kriminalpolizei und der Staatsanw altschaft über 
die Beschlagnahmeaktion. Aber se lb st wenn a l le  die vom 
Kläger in  d ieser Sichtung au fg este llten  Behauptungen zu tref­
fen so llten  und man in dem Verhalten der Beamten auch die 
fah rlässige  Verletzung von Amtspflichten der Prau F flB H l ge­
genüber sehen w ollte, so könnte daraus doch ein Anspruch 
auf Ersatz des verschwundenen Schmuckes n ich t h e rg e le ite t 
werden, da unter Zugrundelegung der Pest Stellungen des 
Berufungsgerichts ein ursächlicher Zusammenhang zwischen 
allen, diesen Amtepflichtverletzungen und dem Verlust des 
Schmuckes n icht dargetan i s t .  Denn das Berufungsgericht 
hat auf Grund der Beweisaufnahme nicht a ls  bewiesen erachte 
daß der Schmuck bei Beginn der Durchsuchungsaktion in der 
vom Kläger angegebenen Dose Überhaupt noch vorhanden war.
Es hat vielmehr die Möglichkeit n ich t a ls  ausgeschlossen 
angesehen, daß der Schmuck in  der Zeit zwischen der Kon­
tr o l le  des Klägers am 31» Mai 1946 und dem Beginn der 
Durchsuchungsaktion am 8 . Juni 1946 $*f 2m einzelnen nicht 
geklärte Weise von d r i t te r  S eite  aus der Dose herausgenom­
men worden i s t .  3)ie vom Kläger gegen diese vom Berufungs­
gerich t vorgenommene Würdigung des Ergebnisses der Beweis-

er
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auf nähme erhobenen Angriffe sind unbegründet, wie im 
einzelnen w eiter unten unter I I I  auszuführen sein wird, ^ 
Wenn aber n icht erwiesen i s t ,  daß der Schmuck bei der • j 
Burchsuchungsaktion überhaupt noch vorhanden war, dann 
können auch a l le  die,zuvor e rö rte rten  und gegebenenfalls * 
a ls  fah rlässige  Amtspflichtverletzungen zu charak teri­
sierenden Vorgänge a ls  nachweisbare Ursachen fü r den Ver­
lu s t des Schmuckes n icht in  Betracht kommen« Sie müssen 
daher a ls  Anspruchsgrundlage aus scheiden.

Als vorsätzliche Amtspflichtverletzungen der P o lize i- 
be'amten können nach dem Saehvortrag des Klägers nur die 
Wegnahme des Schmuckes oder die G esittu n g  der Wegnahme 
durch D ritte ' in  Betracht kommenc * Wenn aber nach dem Ergeb­
nis der Beweisaufnahme nicht aüszüschli^ßen i s t .  daß der 
Schmuck von anderen Personen a ls  den Polizeibeamten und 
ihren Gehilfen auf die Seite gebracht worden i s t ,  dann 
sind auch’vorsätzliche Amtspflichtverletzungen nicht e r- 
wiesen (vgl S 46 des B erufungsurteils). Es braucht daher 
auch h in s ic h tlich  der Amtshaftungsansprüche aus vorsätzlichers.
Amtspflichtverletzung der Präge nicht w eiter nachgegsngen
zu werden, ob die Einrede der Verjährung mit dem Berufungs- * %
gericht fü r begründet zu erachten i s t  oder nicht«

I I I .  Ansprüche aus Ö ffen tlich -rech tlicher Verwahrung?
M w a i i n t f S M M M  ■ M i U i p M r  W M N r t  • »  ■ »  w ü  ii » »  « r  4*  mm $4» —  mm m. u « f e . « M a » M .M U M k ä b  tm,wmrnm mm mm mm mm ■» — 11 11

1. Das Berufungsgericht hat dazu im einzelnen aucge- • 
führt t !

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme seien die im 
Schlaf- und Arbeitszimmer des Klägers durch die deutschen 
Polizeiorgahe s ich erg este llten  Gegenstände zunächst auf ]
dem Bet‘t  gestape lt und sodann mit H ilfe eines Schließ- *
korbes schubweise in  den Luftschutzkeller ab tran sp o rtie rt • 
worden« Der Beginn der ö ffen tlich -rech tlichen  Verwahrung 
würde danach fü r  jeden einzelnen der s ich erg este llten  Ge­
genstände auf den Augenblick fe s tzu s te llen  sein , in  welchem
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er in  den Schließkorb hineingelegt wurde, um in  den ken er  
ab tran sp o rtie rt zu werden. Der Kläger h ä tte  danach zu 
beweisen, daß der Schmuck in  den Schließkorb zwecks Ab­
transports hineingetan worden se i. Daß er dabei a ls  so l­
cher auch erfaß t worden se i, se i zur Begründung eines 
ö ffen tlich -rech tlichen  Verwahrungsverhältnisses nicht er­
fo rderlich  gewesen, da einstw eilen ohne Bestandsaufnahrae 
«in Bausch und Bogen* asse rv ie rt worden se i und deshalb 
den DurchsuchungsOrganen der amtliche Wille u n te rs te l l t  
werden müsse, das Beschlagnahmegut in  seinem gegenwärtigen 
Bestand zu asserv ieren . Die Beweislast des Klägers se i also 
genauer dahin zu umreißen, daß -  nachweisbar -  der Schmuck 
bei Beginn der Durchsuchungsaktion in  der vom Kläger be­
schriebenen Zigarrendose deu tlich  wahrnehmbar aufbewahrt 
gewesen und daß diese Dose so, wie s ie  stand undlag, auf 
dem Bett dea“ Klägers m itgestapelt und von dort mit in  
den Schließkprb zwecks Abtransports in  den K eller h inein- 
getan worden sein  mußte. Diesen Nachweis aber hat das Be­
rufungsgericht nach dem von ihm in  a llen  E inzelheiten ge­
würdigten Ergebnis der Beweisaufnahme nicht a ls  erbracht 
angesehen»

2. $ ie  Revision wendet sich  zunächst gegen die Annah­
me des Berufiuuigsgefi^hts» die amtliche Verwahrung der be­
schlagnahmtet Gegenstände habe «mit der Verladung zum Ab­
transport in  den Verwahrungsraum” begonnen. Sie v e r t r i t t  
demgegenüber die Auffassung, das VerwahrungsVerhältnis habe 
bezüglich der in  dem Zigarrenfach des Schlafzimmerschrän^^• 
kes des Klägers befindlichen Gegenstände b e re its  in  dem'X^V 
Augenblick begonnen, a ls  der Kläger den Schlüssel zu die.-; 
sem Rach dem B eiter der Durchsuchungsaktion (G M Ü ) über­
geben habe, da in  diesem Augenblick die ausschließliche 
Verfügungsgewalt auf die deutsche DurchsuchungskoÄission

.übergegangen sei».
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Ob dem zu folgen i s t ,  kann dahinstehen« Denn das Be­
rufungsgericht hat es nicht einmal a ls  erwiesen angesehen, 
daß der Schmuck überhaupt noch zu Beginn der Durchsuchung^ : 
aktion und damit im Zeitpunkt der Übergabe des Schlüssels 
an in  der Zigarrendose im Zigarrenfach des Schlaf­
zimmerschrankes vorhanden war- Angesichts dessen aber 
kommt es nicht entscheidend darauf an, ob der Beginn der 
amtlichen Verwahrung, der in  dem Zigarrenfach vorhandenen 
Gegenstände b e re its  in  der Schlüsselübergabe (so die Revi­
sion) oder e rs t in  dem Hineinpacken d ieser Gegenstände in 
den Schließkorb zwecks Abtransports in  den K eller (so das 
Berufungsgericht) zu erblicken ist«

Die Revision v e r t r i t t  weiter die Auffassung, daß sich 
angesichts*des Umstandes, daß n ich t sofort bei der Beschlag­
nahme eine Aufstellung über die beschlagnahmten Gegen­
stände angefertig t worden se i, die Beweislast umkehre und 
das beklagte Land nunmehr zu beweisen habe, daß entgegen 
der Behauptung des Klägers der Schmuck nicht vorhanden ge­

wesen sei- Das t r i f f t  jedoch n ich t zu« Die Unterlassung, 
j ein Bestandsverzeichnis aufzunehmen, kann nur dann fü r die 
! Beweislast von Bedeutung werden, wenn eine Verpflichtung 

zu einer derartigen  Bestandsaufnahme gegeben war und wenn 
bei pflichtgemäß durchgeführter Bestandsaufnahme die Mög­
lichkeiten  fü r den Prozeßgegner, seine Behauptungen zu 
beweisen, günstiger gewesen wären- Ss kann offen bleiben, 
ob im vorliegenden P all insbesondere wegen des Umfanges 
der beschlagnahmten Waren eine so fo rtige  Aufnahme eines Be­
standsverzeichnisses überhaupt h ä tte  gefordert werden kön­
nen, ob es n ich t vielmehr genügte, daß -  wie es ta tsäch lich  
geschehen i s t  -  die Gegenstände zunächst in  einen d r itte n  
Personen unzugänglichen versiegelten  Raum gebracht wurden 
und die Aufnahme des Bestandsverzeichnisses später ge­
sondert erfo lg te- Jedenfalls h ä tte  auch der genau nach den 
V orschriften der Strafprozeßordnung handelnde gewissenhafte 
Polizeibeamte bei der Aufstellung des Verzeichnisses nur 
die Art und Anzahl der in  dem Rauchwarenfach des Schlaf-
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zimmerschrankes Vorgefundenen Zigarrendosen aufzunehmen, 
aber n icht Jede einzelne Dose zu öffnen und ihren Inhalt 
im einzelnen in  das Verzeichnis aufzunehmen brauchen. Wenn 
im vorliegenden F all sofort ein Bestandsverzeichnis aufge- 
nommen und in  diesem die Vorgefundenen Zigarrendosen nach 
Art und Anzahl aufgeführt worden wären, dann wäre die Lage 
des Klägers im Blick auf die Möglichkeiten, seine Behaup-r 
tung zu beweisen, daß noch zu Beginn der'Durchsuchungsaktion 
in  einer d ieser Zigarrendosen der Schmuck vorhanden gewesen 
se i, keine andere gewesen a ls  s ie  Je tz t ohne das Vorhanden­
sein eines sofort aufgenommenen ordnungsmässigen Bestands­
verzeichnisses i s t .

Gegenüber der Beweiswürdigung macht die Revision 
geltend, daß das Berufungsgericht die Grundsätze des Be­
weises des ersten  Anscheins verkannt habe. Der Kläger habe 
nachgewiesen, .daß der Schmuck am 31* Mai 1946 noch vorhan­
den gewesen und daß er in  der gleichen Weise wie früher 
wieder in  die Zigarrendose zurückgelegt und in  dem Rauch- 
warenfach seines Eichenschrankes im Schlafzimmer ver­
wahrt worden s e i .  Wachgewiesen se i fe rner, daß die Dose, 
in  .der der Schmuck. aufb.e.wahrt gewesen, se i, beschlagnahmt 
worden se i und sich  im Duft schutzkeller vorgefunden habe.- 
Angesichts dessen sprächen die'Erfahrung des Lebens und 
der normale Verlauf der Dinge dafür, daß die Dose mit dem 
unversehrten Inhalt im Zeitpunkt der Schlüsselübergabe sich 
noch im Schrankfach befunden habe. Alle Anzeichen (Auf­
finden der leeren  Dose im Keller,, die unversiegelte Aufbe­
wahrung und der Transport der Sachen nach der Öffnung des 
Schrankfaches, das Verschwinden der Akten und das zu bean­
standende Verhalten des Folizeibeamten sprächen
dafür, daß der Schmuck nach der Schlüsselübergabe ver­
schwunden sein  müsse.

Mit diesen Angriffen kann die Revision Jedoch nicht 
durchdringen. Das Berufungsgericht hat das Ergebnis der 
Beweisaufnahme in  a llen  E inzelheiten gewürdigt und hat
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insbesondere auch a lle  diejenigen Umstände, auf die es - 
die Revision im besonderen ab g este llt ha t, in  die eingehend! 
BeweisWürdigung einbezogen. Daß es dabei zugunsten des 
Klägers n ich t.au f den sog Anscheinsbeweis ab g este llt hat, 
kann aus Rechtsgründen nicht beanstandet werden. Der Ee~ 
weis des ersten  Anscheins (prima-facie-Beweis) hat nach 
feststehender-Rechtsprechung (u .a . BGH in  NJW 1951? 560s RGZj 
134 , 237 41/2427 und 163> 21 ^ 2 7  weiteren Hachwei- I
sen) zur Voraussetzung, daß ein Tatbestand v o rlieg t, der 
nach der Regel des Lebens auf eine bestimmte Ursache hin­
weist oder der nach allgemeiner Erfahrung in  einer ganz be­
stimmten Richtung zu verlaufen p fleg t. Die Anwendung der 
Grundsätze über.den Beweis des ersten  Anscheins bedeutet 
mithin die Berücksichtigung von ErfahrungsSätzen und 
kann dementsprechend nur bei regelmäßigen typischen Ge­
schehensabläufen in  Betracht kommen, die nicht nur einen 
mehr oder minder hohen Grad von W ahrscheinlichkeit, son­
dern die volle  rich te rlich e  Überzeugung zu begründen ver­
mögen. Der Beweis des ersten  Anscheins gehört sonach dem 
Gebiet der r ich te rlich en  Beweiswürdigung an. Wenn h ie r 
das Berufungsgericht auf Grund des fü r erwiesen erachte­
ten  Tatbestandes den Anscheinsbeweis n ich t in  der Richtung 
hat eingreifen lassen , daß nach dessen Grundsätzen davon 
ausgegangen werden müsse, der Schmuck müsse sich im Zeit­
punkt der Schlüsselübergabe noch in  dem Schrankfach des 
Klägers befunden haben und sei e rs t später verschwunden, 
dann läß t sich ein Rechtsfehler nicht erkennen. Das Be­
rufungsgericht hat se lb st nicht verkannt, daß eine gewisse 
Vermutung fü r die von der Revision aus dem fe s tg e s te llte n  
Sachverhalt gezogene Schlußfolgerung sp rich t; es hat 
jedoch diese Vermutung n icht fü r eine entsprechende r ie h te r - | 
liehe  F eststellung  ausreichend sein lassen . Daß das Be­
rufungsgericht bei d ieser Beweiswürdigung in  einer einen 
Rechtsverstoß darstellenden Weise allgemeine Erfahrungs­
sätze zu Ungunsten des Klägers unberücksichtigt gelassen

t

i
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habe, kann.äer Revision nicht zugegeben werden. Denn 
die Annahme, daß der Schmuck sich bei der Schlüssel­
übergabe an G flH Pnoch in  dem Schrankfach befunden 
habe, kann sich  auch unter Berücksichtigung der gesam­
ten Umstände des f a l le s  auf einen allgemeinen einem 
Rechtssatz gleichzuachtenden Erfahrungssatz n icht 
stü tzen.

S ch liesslich  hat die Revision noch Verletzung des § 139 
ZPO gerügt , und dazu geltend gemacht t Nachdem die bei 
der Durchsuchungsaktion erwachsenen Akten der Staatsanwalt­
schaft und der Kriminalpolizei verschwunden und nicht mehr 
auffindbar gewesen seien, habe es nahegelegen zu prüfen, 
ob bei dem Wirtschaftsamt Vorgänge wegen der beschlagnahm­
ten Verbrauchsgüter vorhanden gewesen seien. Bei der zwei­
fe lhaften  und verdächtigen Sachlage h ä tte  das Berufungs­
gericht den Kläger befragen müssen, ob er sich nicht auf
Vorgänge und Unterlagen bei dem Wirtschaftsamt berufen wolle. 
Es würde sich  dann herausgeste llt haben, daß sich  beim 
Wirtschaftsamt ta tsäch lich  Akten befinden, die in  t a t ­
sächlicher Hinsicht Rückschlüsse zugunsten des Klägers 
rech tfe rtig en .

Auch diese Rüge kann keinen Erfolg haben. Die Be­
stimmung des § 139 ZPO s o ll  die Parteien  keineswegs da­
von en tlasten , von s ich  aus a lle s  zur Begründung ih re r 
Klage Erforderliche vorzubringen und unter Beweis zu s te l ­
len . Die Nichtausübung des Fragerechts des Gerichts kann 
deshalb nur dann einen Revisionsgrund abgeben, wenn der 
T atrich ter erkennen mußte, daß eine P arte i led ig lich  aus 
Versehen oder wegen fa lscher Beurteilung der Rechtslage es 
unterlassen  h a t, bestimmte Behauptungen aufzustellen  oder 
Beweise anzutreten. Ob nicht b e re its  an diesen Grundsätzen 
die Rüge aus § 139 ZPO scheitern  müßte, kann offen b le i­
ben. Jedenfalls kann s ie  aus folgendem Grunde der Revision 
n icht zum Erfolg verhelfen? Wenn die Verletzung des § 139 ZPO



gerügt wird, muß die Revision, um der Vorschrift des 
§ 554 Abs 3 Ifr 2 b ZPO zu genügen, irn^einzelnen angeben, 
was das Gericht h ä tte  fragen sollen  und was die P arte i 
darauf geantwortet hä tte  (RGZ 158,* 54 Stein-Jonas-
Schönke 18. Aufl Anm 3 b zu § 554 ZPO). Pie Revision
h ätte  also im vorliegenden Palle auch genau angeben müssen,

» •

für welche Behauptungen des Klägers im einzelnen der 
Beweis durch Beiziehung der Akten des Wirtschaftsamts 
h ätte  geführt werden können. Per Vortrag, daß diese Akten 
11 in  ta tsäch lich er Hinsicht Rückschlüsse zugunsten des 
Klägers rech tfe rtig en ” , enthält mangels ausreichender An­
gabe des Beweisthemas keinen den gesetzlichen Anforderungen 
genügenden B ew eisantritt. Daher i s t  auch die in  d ieser 
Sichtung erhobene Rüge aus § 159 ZPO unbeachtlich.

Pie Revision erweist sich nach alledem als unbegründet, 
so daß s ie  mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückgewiesen 
werden myißte-.

Pr. Geiger PrV Pagendarm Pr. Y/eber

Pr. Krsf'fr P r. Beyer
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